
Kampf um den Sieg des Sozialismus eine gesicherte 
Perspektive hat“.2
So bewegt sich das Recht in der Richtung der Stär­
kung der sozialistischen Gesellschaftsbeziehungen 
und damit der sozialistischen Gesellschaft selbst, 
der Verstärkung der Verbundenheit des einzelnen 
Bürgers mit der Gesellschaft, der Verstärkung der 
Verbundenheit der Gesellschaftsmitglieder mitein­
ander, der Verstärkung ihrer Kollektivität. Diese 
weitere Festigung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung gab dem Staatsrat die Möglichkeit zu 
einem großzügigen Straferlaß durch Gnadenerweis.

„In steigendem Maße werden die Reste des egoisti­
schen, menschenfeindlichen Denkens und Handelns 
aus- der kapitalistischen Zeit überwunden, und es 
entwickeln sich neue, sozialistische Beziehungen der 
Menschen. Durch diese Entwicklung wird dem Ver­
brechen und Vergehen gegen die Gesetze immer 
mehr der Boden entzogen und die bewußte Einhal­
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit gefördert.“3

Diese Grundthese der Programmatischen Erklärung 
hat im Beschluß des Staatsrates über die weitere 
Entwicklung der Rechtspflege in der Deutschen 
Demokratischen Republik ihren weiteren Ausbau 
erfahren.
Dieser Beschluß geht von den Erfahrungen bei der 
Durchführung des Gnadenerweises aus, bleibt aber 
hierbei nicht stehen. Er zieht die Bilanz der Ent­
wicklung unserer Rechtspflege auf dem Gebiet des 
Strafrechts und deckt die spezifisch sozialistischen 
Grundlagen dieser Tätigkeit und damit des sozia­
listischen Rechts selbst auf. Indem die staatliche 
Leitungstätigkeit — zu der auch das Recht und die 
Rechtsprechung gehören — in immer stärkerem 
Maße die Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen 
Entwicklung durchsetzt und so ihre spezifisch sozia­
listische Durchschlagskraft erlangt, streifen Recht 
und Gesetz immer stärker die alten, formalistischen, 
der sozialistischen Entwicklung fremden Züge ab; es 
festigt und erweitert sich die sozialistische Gesetz­
lichkeit.
Der Beschluß des Staatsrates über die weitere Ent­
wicklung der Rechtspflege in der Deutschen Demo­
kratischen Republik geht davon aus, daß unsere 
gesellschaftliche Entwicklung immer stärker in der 
Richtung einer bewußten Verbindung der persön­
lichen Lebenspraxis mit der gesellschaftlichen Not­
wendigkeit, mit den objektiven Gesetzmäßigkeiten 
der gesellschaftlichen Entwicklung verläuft.

„Die steigende Festigung unserer sozialistischen 
Gesellschaft zeigt, daß in ihr der Mensch in schöpfe­
rischer Arbeit seine Fähigkeiten entwickeln und seine 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse in ständig 
wachsendem Maße befriedigen kann. In der sozialisti­
schen Gesellschaft braucht keiner zum Verbrecher zu 
werden. Sie gibt jedem ehrlich Arbeitenden die Ge­
währ dafür, entsprechend seinen Fähigkeiten und 
Leistungen als gleichberechtigter Bürger an den Er­
rungenschaften des Arbeiter-und-Bauern-Staates teil­
zunehmen und mitzuschaffen.“4

In der Rechtsverletzung tritt ein Widerspruch 
zwischen dem Einzelwillen und dem gesellschaft­

lichen Willen, zwischen der Einzelhandlung und 
der gesellschaftlich notwendigen Praxis zutage. Die 

Rechtsverletzung ist der Ausdruck von Wider-
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Sprüchen, unter denen sich der Übergang vom 
Kapitalismus zum Sozialismus vollzieht, der Aus­
druck „des Kampfes gegen die zählebigen kapi­
talistischen Lebens- und Denkgewohnheiten, die in 
der Deutschen Demokratischen Republik durch die 
kapitalistischen und feindlichen Einflüsse von West­
deutschland und Westberlin noch genährt werden“.5 
Wir haben es hier zu einem Teil mit verbissenen 
Feinden und mit Agenten der Imperialisten zu tun, 
mit Schwerverbrechern, die sich der Einordnung in 
das gesellschaftliche Leben widersetzen. Die große 
Mehrzahl von Rechtsverletzungen aber wird von 
solchen Gesellschaftsmitgliedern begangen, die im 
allgemeinen die Normen des gesellschaftlichen Zu­
sammenlebens anerkennen und sich mit ihrer Tat 
nicht außerhalb der sozialistischen Gesellschaft 
stellen. Über sie sagt der Beschluß:

„Unsere sozialistische Gesellschaftsordnung besitzt die 
Kraft und die Voraussetzung, den straffällig geworde­
nen Bürger auf den Weg in ein geordnetes Leben zu 
führen. Die Normen des sozialistischen Zusammen­
lebens, die auf der Grundlage der gegenseitigen 
Hilfe und Zusammenarbeit beruhen, setzen sich 
immer mehr durch. In unserer sozialistischen Gesell­
schaftsordnung sind die Überzeugung und die Er­
ziehung durch das gemeinsame Wirken der Werk­
tätigen, ihre gesellschaftlichen Organisationen und 
den sozialistischen Staat eine große Kraft geworden, 
um unsere Gesetzlichkeit durchzusetzen.“6

Der Charakter des bürgerlichen und des 
sozialistischen Strafrechts
Das bürgerliche Wesen des Verhältnisses zwischen 
Gesellschaft und Individuum und damit auch das 
Wesen und die wahre Natur des Rechts der bürger­
lichen Gesellschaft treten uns in keiner Rechtsdiszi­
plin mit solcher Plastizität und zugleich mit solcher 
Brutalität entgegen wie im Strafrecht. Das bürger­
liche Strafrecht nimmt im System des bürgerlichen 
Rechts keine Sonderstellung ein. Das von der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft geschaffene 
Verhältnis des Individuums zur Gesellschaft findet 
im Strafrecht und Strafurteil seine Fortsetzung, 
tritt hier in seiner schärfsten Form hervor.
Das bürgerliche Strafrecht — ich spreche hier von 
seiner klassischen Form, von dem höchsten Stand 
seiner Entwicklung — kennt nur die abstrakte Form 
des Strafgesetzes und damit nur die isolierte Indi­
vidualität. Der Mensch figuriert in ihm nur als der 
Zurechnungspunkt der abstrakt gefaßten, in der 
Strafrechtsnorm fixierten strafbaren Handlung. Er 
bleibt in dieser Abstraktheit absolut anonym. Jede 
bürgerliche Strafrechtsnorm beginnt mit einem 
„Wer ... die und die Tat begeht . ..“. Das bürger­
liche Strafrecht kennt keine Erwägungen darüber, 
wer denn eigentlich dieses „Wer“ ist. Diese „Norm“ 
kümmert es nicht, ob dieses „Wer“, das den Dieb­
stahl begeht, hungert oder satt ist, ob äußere 
Existenznot es dazu treibt oder ob es ein gesell­
schaftlicher Parasit ist. Das Damoklesschwert der 
Strafe fällt auf sein Haupt, wenn dieses „Wer“ 
„eine fremde bewegliche Sache einem anderen in 
der Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig 
zuzueignen“, also den „Tatbestand“ des Diebstahls 
erfüllt. So geht das bürgerliche Strafrecht von der 
„Erkenntnis“ aus, daß es auf Grund der Voll-
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